t BFG
' BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/7500571/2020

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin Dr. Barbara Straka in der
Verwaltungsstrafsache gegen ***Bf1***, ***Bf1-Adr***, wegen der Verwaltungsiibertretung
gemalk § 5 Abs. 2 Wiener Parkometerabgabeverordnung, Amtsblatt der Stadt Wien Nr.
51/2005, in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Wiener Parkometergesetz 2006, Landesgesetzblatt fir
Wien Nr. 9/2006 in der Fassung LGBI. fiir Wien Nr. 24/2012, Gber die Beschwerde des
Beschuldigten vom 18. August 2020 gegen das Straferkenntnis des Magistrates der Stadt Wien,
Magistratsabteilung 67, vom 31. Juli 2020, MA67/206700309446/2020, zu Recht erkannt:

I. GemaR § 50 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG) wird die Beschwerde als
unbegriindet abgewiesen und das Straferkenntnis des Magistrates der Stadt Wien bestatigt.

II. GemaR § 52 Abs. 1 und 2 VwWGVG hat die beschwerdefiihrende Partei einen Beitrag zu den
Kosten des Beschwerdeverfahrens in Hohe von € 12,00 zu leisten.

Ill. Gemal § 25 Abs. 2 BFGG wird der Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehorde
bestimmt.

IV. Eine Revision durch die beschwerdefiihrende Partei wegen Verletzung in Rechten nach Art.
133 Abs. 6 Z1 B-VG ist gemal § 25a Abs. 4 VwGG kraft Gesetzes nicht zuldssig.

Gegen diese Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG eine ordentliche Revision durch die
belangte Behdrde nach Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG nicht zulassig.
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Entscheidungsgriinde

Mit Straferkenntnis vom 31. Juli 2020, MA67/206700309446/2020, hat der Magistrat der Stadt
Wien, Magistratsabteilung 67, als belangte Behorde Herrn ***Bf1*** (in weiterer Folge:
Beschwerdefiihrer) angelastet, er habe die Parkometerabgabe fahrldssig verkirzt, indem er
das mehrspurige Kraftfahrzeug mit dem behordlichen Kennzeichen ***1*** am 10. Marz 2020
um 20:39 Uhr in einer gebiihrenpflichtigen Kurzparkzone in 1010 Wien, Rathausplatz 5,
abgestellt habe, ohne fiir seine Kennzeichnung mit einem fiir den Beanstandungszeitpunkt
gultigen Parkschein gesorgt zu haben.

Dadurch habe der Beschwerdefiihrer die Rechtsvorschrift des § 5 Abs. 2
Parkometerabgabeverordnung, ABI. der Stadt Wien Nr. 51/2005, in der geltenden Fassung, in
Verbindung mit § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006, LGBI. fir Wien Nr. 9/2006, in der geltenden
Fassung, verletzt.

Wegen dieser Verwaltungsibertretung werde tiber den Beschwerdefiihrer gemaR § 4 Abs. 1
Parkometergesetz 2006 eine Geldstrafe in der Hohe von € 60,00 sowie im Falle der
Uneinbringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe von 14 Stunden verhangt.

Ferner habe der Beschwerdefiihrer gemaR § 64 Abs. 2 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 -
VStG einen Betrag von € 10,00 als Mindestbeitrag zu den Kosten des Strafverfahrens zu zahlen.

Der zu zahlende Gesamtbetrag (Strafe/Kosten/Barauslagen) betrage daher € 70,00.
Das Straferkenntnis wurde folgendermaRen begriindet:

,Sie haben das verfahrensgegenstindliche Kraftfahrzeug an der im Spruch bezeichneten
Ortlichkeit abgestellt, sodass es dort zur angefiihrten Zeit gestanden ist, ohne dieses mit einem
gliltig entwerteten Parkschein gekennzeichnet oder einen elektronischen Parkschein aktiviert zu
haben.

Dieser Sachverhalt griindet sich auf die auf Grund eigener dienstlicher Wahrnehmung eines
Organes der Landespolizeidirektion Wien ausgestellte Organstrafverfiigung sowie auf die zwei
Beanstandungsfotos.

In Ihrem Einspruch gegen die Strafverfiigung wendeten Sie sinngemdf ein, dass keine
eindeutige Beschilderung fiir eine erforderliche Parkgeblihr erkennbar gewesen wdre, es dunkel
und die Beschilderung auf Grund einer Baustelle sehr uniibersichtlich gewesen wdre. Bej
Parkbeginn wdren noch weitere Fahrzeuge und bei lhrer Riickkehr wéire noch ein weiteres
Fahrzeug dort gestanden, bei welchen kein Parkschein ersichtlich gewesen wdre. Drei Fotos
legten Sie dazu bei.
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Unbestritten blieb sowohl Ihre Lenkereigenschaft, als auch die Tatsache, dass das
gegensténdliche Fahrzeug zum Tatzeitpunkt an der in Rede stehenden Ortlichkeit abgestellt
war.

Dazu wird Folgendes festgestellt:

Jeder Lenker eines mehrspurigen Kraftfahrzeuges, der ein solches in einer Kurzparkzone
abstellt, muss bei Beginn des Abstellens die Parkometerabgabe entrichten (§ 5 Abs. 2 der
Parkometerabgabeverordnung).

Der Abstellort befand sich zum Tatzeitpunkt innerhalb eines ordnungsgemdyf$ kundgemachten
Kurzparkzonenbereiches, welcher von Montag bis Freitag (werktags) von 09:00 Uhr bis 22:00
Uhr giiltig ist.

Dieser ist ordnungsgemdf3 gekennzeichnet, wenn an allen Einfahrtsméglichkeiten
Verkehrszeichen "Kurzparkzone Anfang" (§ 52 lit. a Z. 13d StVO) und an allen Ausfahrtsstellen
Verkehrszeichen "Kurzparkzone Ende (§ 52 lit. a Z. 13e StVO) angebracht sind.

Das Vorhandensein von Bodenmarkierungen ist nicht zwingend vorgeschrieben. Sie haben auf
die Wirksamkeit der Kurzparkzone keinen Einfluss.

Es ist nicht erforderlich, jede zu dem Gebiet einer Kurzparkzone gehérende StrafSe gesondert zu
beschildern oder bei der Einfahrt in die Kurzparkzone einen Hinweis (iber die Ausdehnung der
Zone anzubringen. Die Bestimmungen des § 25 Abs. 1 StVO (iber Kurzparkzonen beziehen sich
nicht nur auf einzelne StrafSen, sondern auf eine Mehrheit von Strafsen bzw. auf bestimmte
Gebiete.

Ihr Vorbringen, dass im unmittelbaren Bereich des Abstellortes keine entsprechende
Beschilderung vorhanden gewesen ist, mag zwar den Tatsachen entsprechen, ist jedoch nicht
geeignet, Sie zu entlasten, da Sie wie bereits ausgefiihrt Ihr Fahrzeug in einer sogenannten
fldchendeckenden Kurzparkzone abgestellt haben, bei der lediglich die Ein- und Ausfahrtsstellen
mit Vorschriftszeichen ,,Kurzparkzone Anfang” bzw. ,, Kurzparkzone Ende” gekennzeichnet sind.

Bei der Einfahrt in den gegenstdndlichen Bereich mussten Sie bei einem Verkehrszeichen
"Kurzparkzone Anfang“ vorbeikommen. Sie hétten daher so lange davon ausgehen miissen,
dass Sie sich im Kurzparkzonenbereich befinden, als Sie nicht ein Verkehrszeichen
"Kurzparkzone Ende" passierten.

Sie hdtten vor Antritt der Fahrt nach Wien, Erkundungen tiber allfillige Parkbeschridnkungen
und Gebiihrenpflichten fiir das Abstellen von Fahrzeugen am Zielort einholen miissen und die
Besorgung der erforderlichen Parkscheine gegebenenfalls bereits beim Einfahren in das
Stadtgebiet erledigen bzw. eine entsprechende Anzahl von Parkscheinen vorréitig haben
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mlissen. Dies ist zumutbar, da es auch in anderen Léndern nichts AufSergewéhnliches ist, dass in
Zentren von Grofistédten derartige Parkbeschrdnkungen bzw. Gebiihrenpflichten bestehen.

Im Bereich aller Wiener Stadteinfahrten sind Informationsschilder mit der Aufschrift
,Kurzparkzonen in Wien geblihrenpflichtig” und dem Hinweis, wo Parkscheine erhdiltlich sind
(z.B.: in Geldinstitutionen, Trafiken, Vorverkaufsstellen der Wiener Verkehrsbetriebe bzw. beim
OAMTC und ARBO etc.) aufgestellt.

Wie der Verwaltungsgerichtshof wiederholt ausgesprochen hat, ist einem Fahrzeuglenker -
sohin auch einem aufSerhalb Wiens aufhdltigen Lenker - die Kenntnis ordnungsgemdfs
kundgemachter Abgabenvorschriften durchaus zumutbar.

Es sind im Zuge des Verfahrens somit keine Tatsachen hervorgekommen, die zu dessen
Einstellung fiihren kénnten.

Es wird daher der Sachverhalt als erwiesen angenommen, wie er aus den schliissigen und
widerspruchsfreien Angaben in der Organstrafverfiigung sowie aus der Tatumschreibung in den
Strafverfiigungen ersichtlich ist.

Ein Rechtfertigungsgrund, also eine Norm, die das tatbestandsmdfige Verhalten
ausnahmsweise erlaubt bzw. welche die Strafbarkeit aufheben wiirde, liegt in gegenstdndlichen
Fdllen nicht vor.

Die Abgabe ist mit der ordnungsgemdfSen Entwertung des Parkscheins (der Parkscheine) oder
mit der Bestitigung der Abstellanmeldung bei Verwendung eines elektronischen Parkscheines
entrichtet (§ 5 Abs. 1 Parkometerabgabeverordnung kundgemacht im Amtsblatt der Stadt Wien
vom 22.12.2005, Heft Nr. 51).

Dieser Verpflichtung sind Sie nicht nachgekommen.
Sie haben die Parkometerabgabe daher nicht entrichtet und somit fahrldssig verkiirzt.

Nach § 4 Abs. 1 Parkometergesetz 2006 genligt zur Strafbarkeit des dort umschriebenen
Verhaltens Fahrléssigkeit. Fahrldssig handelt, wer die Sorgfalt auf8eracht Idsst, zu der er nach
den Umstdnden verpflichtet und nach seinen geistigen und kérperlichen Verhdltnissen befdhigt
ist und die ihm zuzumuten ist, und deshalb nicht erkennt, dass er einen Sachverhalt
verwirklichen kénnte, der einem gesetzlichen Tatbild entspricht.

Der Akteninhalt bietet keinen Anhaltspunkt dafiir, dass Sie nach lhren persénlichen
Verhdltnissen im gegenstdindlichen Zeitpunkt nicht féhig gewesen wdiren, die objektiv gebotene
Sorgfalt einzuhalten oder den von lhnen verursachten Verkiirzungserfolg vorauszusehen, oder
dass lhnen rechtmdfiges Verhalten in der konkreten Situation unzumutbar gewesen wdre. Sie
haben daher durch die Verletzung der fiir Sie bestehenden und lhnen auch zumutbaren
Sorgfaltspflicht, somit fahrldssig, die Abgabe verkiirzt.
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Somit sind sowohl die objektiven als auch die subjektiven Voraussetzungen fiir die Strafbarkeit
gegeben.

Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrléssig verkiirzt
wird, sind als Verwaltungsiibertretungen mit Geldstrafen bis zu EUR 365,00 zu bestrafen (§ 4
Abs. 1 Parkometergesetz 2006).

Gemdfs § 19 Abs. 1 Verwaltungsstrafgesetz 1991 - VStG sind die Bedeutung des strafrechtlich
geschiitzten Rechtsgutes und die Intensitdt seiner Beeintrdchtigung durch die Tat Grundlage fiir
die Bemessung der Strafe.

Die Strafe hat sich vor allem auch am Strafzweck zu orientieren. Das Parkometergesetz verfolgt
auch das Ziel, den Parkraum zu rationieren und kann dieses Ziel nur erreicht werden, wenn die
Strafe durch ihre Hohe geeignet ist, Sie zur Vermeidung von Ubertretungen des
Parkometergesetzes anzuhalten.

Dass die Einhaltung der Vorschriften eine besondere Aufmerksamkeit erfordert habe oder dass
die Verwirklichung des Tatbestandes aus besonderen Griinden nur schwer hdtte vermieden
werden kénnen, ist weder hervorgekommen, noch auf Grund der Tatumsténde anzunehmen
und kann daher Ihr Verschulden nicht als geringfiigig angesehen werden.

Bei der Strafbemessung war der Umstand zu beriicksichtigen, dass lhnen der Milderungsgrund
der verwaltungsstrafrechtlichen Unbescholtenheit nach dem Wiener Parkometergesetz zu Gute
kommt.

Ungiinstige wirtschaftliche Verhdltnisse konnten zu Ihren Gunsten nicht angenommen werden,
da fiir eine solche Annahme nach der Aktenlage kein Anhaltspunkt besteht und somit von
durchschnittlichen Verhdltnissen auszugehen war.

Unter Bedachtnahme auf diese Strafzumessungsgriinde und den bis EUR 365, -- reichenden
Strafsatz, den Unrechtsgehalt der Tat und das Verschulden, ist die verhdngte Geldstrafe, selbst
bei fehlendem eigenen Einkommen und Vermégen sowie Bestehen etwaiger gesetzlicher
Sorgepflichten durchaus angemessen und keineswegs zu hoch.

Die Auferlegung des Beitrages zu den Kosten des Verfahrens stiitzt sich auf die zwingende
Vorschrift des § 64 Abs. 2 des VStG 1991.“

In der Beschwerde vom 18. August 2020 (Datum des Poststempels 22. August 2020) wurde
ausgefihrt:

,Das von lhnen verfasste Schreiben ist sehr umfangreich, ausfiihrlich und die darin
aufgefiihrten Verpflichtungen fiir Kurzparkzonen ausfiihrlich erléutert.
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Bitte versetzen sich jedoch in meine Lage - ortsunkundig. Dunkelheit, Blendung durch Fahrzeuge
und Beleuchtungen bei der Orientierung und Navigation.

Nach meiner Anreise aus Deutschland und dem Einchecken in einem aufserhalb gelegenen
Veranstaltungshotel, dachte ich einen kurzen Eindruck von Wien bekommen zu kénnen und
habe bei der Einfahrt keine Parkzone wahrgenommen.

Ich war mir beim Abstellen des Fahrzeuges absolut sicher, dieses an der Stelle berechtigt parken
zu kénnen und habe mich zusdtzlich durch die vorgefundene Situation und Beschilderung
bestdtigt gefiihlt (Siehe auch meine Mail vom 30.06.2020 zum Einspruch Strafverfiigung).

Ich denke die juristische Aussage ,,im Zweifel fiir den Angeklagten" zu entscheiden kénnte auch
hier angewendet werden.

Ich wiirde mich freuen, wenn Sie die Angelegenheit wohlwollend - mit dem Blickwinkel eines
ortsunkundigen Gastes - bewerten und entscheiden kénnten.”

Uber die Beschwerde wurde erwogen:

Das kontrollierende Parkraumiiberwachungsorgan (Meldungsleger) hat das Abstellen des
mehrspurigen Kraftfahrzeuges mit dem amtlichen Kennzeichen ***1*** am 10. Marz 2020 um
20:39 Uhr in der im ersten Wiener Gemeindebezirk befindlichen, gebihrenpflichtigen
Kurzparkzone, Rathausplatz 5, ohne Kennzeichnung mit einem fiir den
Beanstandungszeitpunkt gliltigen Parkschein beanstandet.

Der Beschwerdefiihrer hat den Beanstandungszeitpunkt und den Abstellort seines Fahrzeuges
sowie die Tatsache, dass kein Parkschein ausgefiillt bzw. kein elektronischer Parkschein
aktiviert worden war, nicht bestritten.

Der Beschwerdefiihrer — mit Wohnort im Ausland - meint aber, er sei sich beim Abstellen des
Fahrzeuges insbesondere auf Grund der vorgefundenen Beschilderung sicher gewesen, dort
berechtigt parken zu dirfen.

Kurzparkzonen iSd § 25 StVO sind durch die in § 52 Z 13d und Z 13e StVO genannten
Verkehrszeichen (Kurzparkzone, Ende der Kurzparkzone) zu kennzeichnen. Eine Kurzparkzone
ist gesetzmalig gekennzeichnet, wenn an allen fiir die Einfahrt und Ausfahrt in Frage
kommenden Stellen Vorschriftszeichen nach § 52 Z 13d StVO als Anzeige des Anfangs bzw nach
§ 52 7 13e StVO als Anzeige des Endes aufgestellt sind. Ist diese Kennzeichnung erfolgt, so sind
vor der Kurzparkzone alle StralRen in dem von diesen Vorschriftzeichen umgrenzten Gebiet
erfallt. Durch § 52 Z 13e StVO ist klargestellt, daR, solange dieses fiir einen Verkehrsteilnehmer
nicht sichtbar wird, die Kurzparkzone fortdauert.

Eine - (iber die Kennzeichnung der Kurzparkzone bei der Einfahrt in die Zone durch ein
Verkehrszeichen nach § 52 lit a Z 13d StVO und bei der Ausfahrt aus der Zone durch ein solches
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nach § 52 lita Z 13 e - hinausgehende Kenntlichmachung der Kurzparkzone ist zur
GesetzmaRigkeit der Kundmachung nicht erforderlich (VwGH vom 27.10.1997, 96/17/0456).

Hinsichtlich der gehoérigen Kundmachung einer flaichendeckenden Kurzparkzone kommt es
einzig und allein auf die richtige Beschilderung bei der Einfahrt in und die Ausfahrt aus einer
solchen Zone an, weitere Verkehrszeichen oder Bodenmarkierungen ,vor Ort“ sind nicht
notwendig.

Somit war die flachendeckende Kurzparkzone des ersten Wiener Gemeindebezirks rechtmaRig
kundgemacht.

§ 1 Wiener Parkometerabgabeverordnung normiert:

"Fiir das Abstellen von mehrspurigen Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen (§ 25 StVO 1960) ist
eine Abgabe zu entrichten."

§ 5 Wiener Parkometerabgabeverordnung normiert:

"(1) Die Abgabe gilt mit der ordnungsgemdfen Entwertung des Parkscheins (der Parkscheine)
oder mit der Bestdtigung der Abstellanmeldung als entrichtet.

(2) Zur Entrichtung der Abgabe sind der Lenker, der Besitzer und der Zulassungsbesitzer zur
ungeteilten Hand verpflichtet. Jeder Lenker, der ein mehrspuriges Kraftfahrzeug in einem
Gebiet abstellt, fiir das eine Abgabepflicht besteht, hat die Parkometerabgabe bei Beginn des
Abstellens des Fahrzeuges zu entrichten. Die Lenker haben bei der Durchfiihrung der
angeordneten Kontrollmafinahmen mitzuwirken."

Wegen des nicht vorhandenen Parkscheins fiir das Abstellen des verfahrensgegenstandlichen
Fahrzeuges in der ordnungsgemal} kundgemachten, flaichendeckenden Kurzparkzone des
ersten Wiener Gemeindebezirks wurde der objektive Tatbestand der fahrlassigen
Abgabenverkiirzung verwirklicht.

§ 5 VStG normiert:

(1) Wenn eine Verwaltungsvorschrift liber das Verschulden nicht anderes bestimmt, geniigt zur
Strafbarkeit fahrldssiges Verhalten. Fahrléssigkeit ist bei Zuwiderhandeln gegen ein Verbot oder
bei Nichtbefolgung eines Gebotes dann ohne weiteres anzunehmen, wenn zum Tatbestand
einer Verwaltungsiibertretung der Eintritt eines Schadens oder einer Gefahr nicht gehért und
der Tdter nicht glaubhaft macht, dafs ihn an der Verletzung der Verwaltungsvorschrift kein
Verschulden trifft.

(2) Unkenntnis der Verwaltungsvorschrift, der der Tdter zuwidergehandelt hat, entschuldigt nur
dann, wenn sie erwiesenermaf8en unverschuldet ist und der Téter das Unerlaubte seines
Verhaltens ohne Kenntnis der Verwaltungsvorschrift nicht einsehen konnte."
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GemaR § 5 Abs. 2 VStG entschuldigt die Unkenntnis der Verwaltungsvorschrift den Tater nur
dann, wenn sie erwiesenermalen unverschuldet ist und der Tater das Unerlaubte seines
Verhaltens ohne Kenntnis der Verwaltungsvorschriften nicht einsehen konnte. Die Unkenntnis
des Gesetzes, wie auch eine irrige Gesetzesauslegung, miissen somit unverschuldet sein. Die
bloRRe Argumentation mit einer - allenfalls sogar plausiblen - Rechtsauffassung allein vermag
ein Verschulden am objektiv unterlaufenen Rechtsirrtum nicht auszuschlieBen. Es bedarf
vielmehr einer Objektivierung durch geeignete Erkundigungen bei der zustandigen Stelle; wer
dies verabsdaumt, tragt das Risiko des Rechtsirrtums (VWGH vom 18.03.2015, 2013/10/0141,
mwN).

Die Unkenntnis eines Gesetzes kann nur dann als unverschuldet angesehen werden, wenn
einer Person die Verwaltungsvorschrift trotz Anwendung der nach den Verhaltnissen
erforderlichen Sorgfalt unbekannt geblieben ist. War die geblihrenpflichtige Kurzparkzone
gesetzmalig durch Straflenverkehrszeichen kundgemacht, so durfte dem, wenn auch nicht
ortskundigen Beschuldigten als aufmerksamem Verkehrsteilnehmer beim Vorbeifahren an
einem solchen Verkehrszeichen die Gebihrenpflicht bei Aufwendung der im StraBenverkehr
erforderlichen Sorgfalt nicht entgehen. Die Kenntnis der nach den Parkgebihrenvorschriften
gegebenen Gebuhrenpflicht war ihm daher bei Inanspruchnahme des Parkplatzes zuzumuten.
War dem Beschuldigten das rechtmaRig aufgestellte Stralenverkehrszeichen mit der
Kundmachung der Geblihrenpflicht jedoch entgangen, dann miissten Griinde vorliegen, die
eine solche mangelnde Aufmerksamkeit entschuldigten. Solche besonderen oder
aulRergewohnlichen Umstande wurden aber nicht behauptet, sodass die Unkenntnis der
Geblihrenpflicht von der Behérde mit Recht nicht als entschuldigt angesehen wurde (vgl.
VwGH vom 04.08.2005, 2005/17/0056).

Von einem verkehrstiichtigen Verkehrsteilnehmer ist zu erwarten, dal} er rechtmaRig
aufgestellte StraBenverkehrszeichen samt Zusatztafeln beachtet und daB er fahig ist, eine
Vorschrift zwischen den Verkehrszeichen "Anfang" und "Ende" auch dann im Gedachtnis
behalten zu kdnnen, wenn diese Vorschrift einen groReren Zonenbereich betrifft. Dies gilt auch
fur den Fall, daf’ es sich bei dem Verkehrsteilnehmer um einen auslandischen, nicht
ortskundigen Touristen handelt (vgl. VWGH vom 27. Oktober 1997, 96/17/0456).

Stellt der Beschuldigte sein Fahrzeug in einer gebihrenpflichtigen Kurzparkzone ab, ohne
vorher Parkscheine besorgt zu haben, so ist ihm Fahrlassigkeit zur Last zu legen (vgl. VWGH
vom 26. Janner 1998, 96/17/0354).

Dem Beschwerdefiihrer ist zuzugestehen, dass in einer fremden Grol3stadt die Wahrnehmung
der Parkzonen in der Dunkelheit nicht einfach ist. Nach der angefiihrten hochstgerichtlichen
Rechtsprechung war aber der Beschwerdefiihrer als ortsunkundiger Lenker verpflichtet, sich
bereits vor Fahrtantritt Giber die Kurparkzonenregelung in Wien zu informieren und
gegebenenfalls die ndtigen Vorkehrungen zu treffen, das heilSt insbesondere (Papier-
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)parkscheine zu erwerben bzw. die notwendigen Voraussetzungen zu schaffen, um am
elektronischen System ,Handyparken” teilnehmen zu kénnen.

Weil er dies unterlassen hat und auch sonst aus der Aktenlage keine Umstande ersichtlich
waren, dass den Beschwerdefiihrer an der Begehung der Verwaltungsiibertretung kein
Verschulden trafe, ist von zumindest fahrldassigem Verhalten auszugehen.

Somit sind auch die subjektiven Voraussetzungen der Strafbarkeit als erwiesen anzusehen.

§ 4 Wiener Parkometergesetz 2006 normiert:

"(1) Handlungen oder Unterlassungen, durch die die Abgabe hinterzogen oder fahrléissig
verkiirzt wird, sind als Verwaltungsiibertretungen mit Geldstrafen bis zu 365 Euro zu
bestrafen."

§ 19 VStG normiert:

"(1) Grundlage fiir die Bemessung der Strafe sind die Bedeutung des strafrechtlich geschiitzten
Rechtsgutes und die Intensitdt seiner Beeintréichtigung durch die Tat.

(2) Im ordentlichen Verfahren (§§ 40 bis 46) sind (iberdies die nach dem Zweck der
Strafdrohung in Betracht kommenden Erschwerungs- und Milderungsgriinde, soweit sie nicht
schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander abzuwdgen. Auf das Ausmayfs des
Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen. Unter Berlicksichtigung der Eigenart des
Verwaltungsstrafrechtes sind die §§ 32 bis 35 des Strafgesetzbuches sinngemdf$ anzuwenden.
Die Einkommens- und Vermdgensverhdltnisse und allfillige Sorgepflichten des Beschuldigten
sind bei der Bemessung von Geldstrafen zu beriicksichtigen."

Die der Bestrafung zu Grunde liegende Tat schadigte in nicht unerheblichem MaRe das als sehr
bedeutend einzustufende 6ffentliche Interesse an der Bewirtschaftung des ohnehin knappen
innerstadtischen Parkraumes sowie an der ordnungsgemalien und fristgerechten Entrichtung
der Parkometerabgabe. Der objektive Unrechtsgehalt der Verwaltungsiibertretung (fahrlassige
Abgabenverkirzung) erweist sich daher, selbst bei Fehlen sonstiger nachteiliger Folgen,
keineswegs als gering.

Das Ausmal des Verschuldens kann im vorliegenden Fall in Anbetracht der AufRerachtlassung
der objektiv gebotenen und dem Beschwerdefihrer zumutbaren Sorgfalt nicht als geringfligig
angesehen werden, da weder hervorgekommen noch auf Grund der Tatumstande
anzunehmen ist, dass die Einhaltung der verletzten Rechtsvorschriften durch den
Beschwerdefiihrer eine besondere Aufmerksamkeit erfordert hatte oder dass die
Verwirklichung des Straftatbestandes aus besonderen Griinden nur schwer hatte vermieden
werden kdnnen.
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Wie schon die belangte Behdrde ausgefiihrt hat, kommt dem Beschwerdefiihrer der
Milderungsgrund der verwaltungsstrafrechtlichen Unbescholtenheit zu Gute. Weitere
Milderungsgriinde sind nicht hervorgekommen.

Flr eine unglinstige Einkommens- und Vermdgenssituation des Beschwerdefiihrers besteht
nach der Aktenlage kein Anhaltspunkt, sodass von durchschnittlichen wirtschaftlichen
Verhaltnissen auszugehen ist. Sorgepflichten sind ebenfalls nicht bekannt geworden und
kénnen daher nicht bericksichtigt werden.

Unter Bedachtnahme auf die angefiihrten Strafbemessungsgriinde sowie aus general- und
spezialpraventiven Erwagungen ist die verhdangte Geldstrafe in Hohe von € 60,00 als
angemessen und nicht tiberhéht zu betrachten, da sie ohnehin im unteren Bereich des bis zu
€ 365,00 reichenden Strafrahmens angesetzt wurde.

§ 44 VwGVG normiert:

»(3) Das Verwaltungsgericht kann von einer Verhandlung absehen, wenn
3. im angefochtenen Bescheid eine 500 Euro nicht iibersteigende Geldstrafe verhdngt wurde [...]
und keine Partei die Durchfiihrung einer Verhandlung beantragt hat.”

Es war keine mindliche Verhandlung durchzufiihren, da eine solche nicht beantragt und im
angefochtenen Straferkenntnis eine € 500 nicht ibersteigende Geldstrafe verhdngt wurde.

Kostenentscheidung

Da die Kosten des Verwaltungsstrafverfahrens gemal § 64 VStG in Hohe von 10% der Strafen
festzusetzen sind, wurden sie somit in Hohe von € 10,00 korrekt festgesetzt.

Gemal § 52 Abs. 1 VwWGVG ist in jedem Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes, mit dem ein
Straferkenntnis bestatigt wird, auszusprechen, dass der Bestrafte einen Beitrag zu den Kosten
des Strafverfahrens zu leisten hat.

GemaR § 52 Abs. 2 ist dieser Betrag fiir das Beschwerdeverfahren mit 20% der verhdangten
Strafe, mindestens jedoch mit zehn Euro zu bemessen.

Die beschwerdefiihrende Partei hat daher gemal § 52 Abs. 2 VWGVG weitere € 12,00 als
Kostenbeitrag zum verwaltungsgerichtlichen Verfahren zu leisten.

Gemal § 52 Abs. 6 VWGVG sind die §§ 14 und 54b Abs. 1 und 1a VStG sinngemals anzuwenden.
GemaR § 54b Abs. 1 VStG idF BGBI | 2013/33 sind rechtskréaftig verhdngte Geldstrafen oder
sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen binnen zwei Wochen nach Eintritt der Rechtskraft
zu bezahlen. Erfolgt binnen dieser Frist keine Zahlung, kann sie unter Setzung einer
angemessenen Frist von hochstens zwei Wochen eingemahnt werden. Nach Ablauf dieser Frist
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ist die Unrechtsfolge zu vollstrecken. Ist mit Grund anzunehmen, dass der Bestrafte zur
Zahlung nicht bereit ist oder die Unrechtsfolge uneinbringlich ist, hat keine Mahnung zu
erfolgen und ist sofort zu vollstrecken oder nach Abs. 2 vorzugehen.

GemaR § 25 Abs. 2 BFGG hat das Bundesfinanzgericht, soweit dies nicht in der BAO, im ZolIR-
DG oder im FinStrG geregelt ist, in seiner Entscheidung zu bestimmen, welche
Abgabenbehdrde oder Finanzstrafbehoérde die Entscheidung zu vollstrecken hat.

Hier erweist sich das Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehoérde zweckmaRig, da dem
Magistrat der Stadt Wien bereits gemal § 1 Abs. 1 Z 3 VVG die Vollstreckung der von den

(anderen) Verwaltungsgerichten erlassenen Erkenntnisse und Beschliisse obliegt (vgl. fur viele
ausfuhrlich BFG 13. 5. 2014, RV/7500356/2014 sowie Wanke/Unger, BFGG § 25 BFGG Anm. 6).

Der Beitrag zu den Kosten des Beschwerdeverfahrens (€ 12,00) ist zusammen mit der
Geldstrafe (€ 60,00) und dem Beitrag zu den Kosten des behordlichen Verfahrens (€ 10,00) an
den Magistrat der Stadt Wien zu entrichten.

Der zu entrichtende Gesamtbetrag betragt € 82,00.
Zur Unzulassigkeit der Revision

Gegen diese Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG eine Revision nicht zuldssig, da das
Erkenntnis nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung
zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis nicht von der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu |6sende
Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich
beantwortet wird.

Eine solche Rechtsfrage lag verfahrensgegenstandlich nicht vor.

Wien, am 22. September 2020

11 von 11



	Entscheidungsgründe
	Über die Beschwerde wurde erwogen:
	Kostenentscheidung



